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sprechend ausgerüsteten Prüfstellen bezeichnen, wo die 
Versuche durchgeführt werden müssen, die zur Geneh­
migung der angemeldeten Ausrüstungsgegenstände und 
Teile erforderlich sind; 

c) die Genehmigungszeichen. —
3. Die Vertragsparteien, die sich über den Entwurf einer Vor­

schrift geeinigt haben, übermitteln diesen dem General­
sekretär der Vereinten Nationen und schlagen den Tag 
vor, an dem dieser als Anhang zu diesem Abkommen in 
Kraft treten soll. Dieser Tag muß mindestens fünf Monate 
nach dem Tag der Mitteilung liegen.

4. Der Generalsekretär teilt den anderen Vertragsparteien 
diesen Entwurf und den Tag mit, an dem der Entwurf in 
Kraft treten solL

5. An diesem Tage tritt die Vorschrift als Anhang zu dem 
Abkommen für alle Vertragsparteien in Kraft, die den 
Generalsekretär innerhalb von drei Monaten seit dessen 
Mitteilung davon unterrichtet haben, daß sie sie anneh-

_ men. Der Generalsekretär benachrichtigt alle Vertragspar­
teien vom Inkrafttreten der Vorschrift und übersendet die 
Liste der Vertragsparteien, die sie angenommen haben.

6. Bei Hinterlegung der Ratifikations- oder Bedtrittsurkimde 
kann jeder Staat erklären, daß er sich durch einige oder 
alle Bestimmungen der Vorschrift im Anhang zum Ab­
kommen nicht gebunden betrachtet. Ist zu dieser Zeit das 
in’ den Absätzen 2, 3, 4 und 5 dieses Artikels vorgesehene 
Verfahren für den Entwurf einer Vorschrift in. Gang, so 
teilt der Generalsekretär diesen Entwurf der neuen Ver­
tragspartei mit, und der Entwurf tritt als Vorschrift für 
diese Vertragspartei nur unter den im Absatz 5 dieses Ar­
tikels vorgesehenen Bedingungen in Kraft, wobei die Frist 
mit dem Tag der Mitteilung des Entwurfs an die Vertrags­
partei beginnt. Der Generalsekretär gibt allen Vertrags­
parteien den Tag dieses Inkrafttretens bekannt. Außerdem 
teilt er ihnen die gemäß diesem Absatz abgegebenen Erklä­
rungen der Vertragsparteien über die Nichtanwendung ge­
wisser Bestimmungen der Vorschrift mit.

7. Jede Vertragspartei, die eine Bestimmung der Vorschrift 
anwendet, kann jederzeit mit einer Kündigungsfrist von 
einem Jahr dem Generalsekretär mitteilen, sie werde diese 
nicht mehr anwenden. Diese Mitteilung wird vom Gene­
ralsekretär den anderen Vertragsparteien bekanntgegeben.

8. Jede Vertragspartei, die eine Bestimmung der Vorschrift 
nicht anwendet, kann dem Generalsekretär jederzeit mit­
teilen, daß sie diese von nun an anwenden wolle, und diese 
Bestimmung tritt dann für sie am sechzigsten Tag nach 
dieser Mitteilung in Kraft. Sollte diese Vertragspartei ihre 
Entscheidung, eine Bestimmung anzuwenden, davon abhän­
gig machen, daß diese geändert wird, so müßte sie ihren 
Änderungsvorschlag dem Generalsekretär mitteilen, und 
dieser Vorschlag wäre gemäß Artikel 13 so zu behandeln, 
als handelte es sich um den Vorschlag einer Vertragspar­
tei, die die Bestimmung schon anwendet; jedoch tritt ab­
weichend von Artikel 13 die Änderung im Fall der An­
nahme an dem Tag in Kraft, an dem die betreffende Be­
stimmung selbst für die Partei wirksam wird, die die 
Änderung vorgeschlagen hat. Der Generalsekretär teilt 
allen Vertragsparteien jeden Fall-mit, in dem eine Bestim­
mung für eine neue Vertragspartei gemäß diesem Absatz 
wirksam wird.

9. In der Folge werden mit „Vertragsparteien, die eine Vor­
schrift anwenden“, die Vertragsparteien bezeichnet, für 
die diese Vorschrift wirksam ist.

Artikel 2
Jede Vertragspartei, die eine Vorschrift anwendet, erteilt 

die darin beschriebenen Genehmigungszeichen für die in der 
Vorschrift vorgesehenen Typen der Ausrüstungsgegenstände 
und Teile von Kraftfahrzeugen, wenn sie bestätigen kann, daß 
deren Herstellung dem genehmigten Typ entspricht, wenn die 
vorgelegten Muster den in der Vorschrift festgelegten Prü­

fungen und Anforderungen genügen und wenn der Hersteller 
in dem Staat, in dem er die Genehmigung beantragt, einen 
gehörig bevollmächtigten Vertreter hat, falls er dort nicht 
selbst ansässig ist. Jede Vertragspartei, die eine Vorschrift 
anwendet, hat die darin vorgesehenen Genehmigungszeichen 
zu verweigern, wenn die vorstehenden Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind.

Artikel 3
Ausrüstungsgegenstände und Teile, die die von einer Ver­

tragspartei gemäß Artikel 2 dieses Abkommens zugeteilten 
Genehmigungszeichen tragen und auf dem Gebiet entweder 
einer Vertragspartei, die die betreffende Regelung anwendet, 
oder eines Staates hergestellt worden sind, der von der Partei 
benannt ist, die diese Teile genehmigt hat, gelten als überein­
stimmend mit der Gesetzgebung aller Vertragsparteien, die 
die Vorschrift anwenden.

Artikel 4
Stellen die zuständigen Behörden einer Vertragspartei, die 

eine Vorschrift anwendet, fest, daß gewisse Ausrüstungsge­
genstände oder Teile mit Genehmigungszeichen, die von einer 
der Vertragsparteien aufgrund dieser Vorschrift erteilt wor­
den sind, den genehmigten Typen nicht entsprechen, so be­
nachrichtigen sie davon die zuständigen Behörden der Ver­
tragspartei, die die Genehmigung erteilt hat. Diese Partei er­
greift die notwendigen Maßnahmen, um zu erreichen, daß die 
Teile den genehmigten Typen entsprechen, und setzt die an­
deren Vertragsparteien, die die Vorschrift anwenden, von 
den zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen in Kenntnis; 
diese Maßnahmen können nötigenfalls bis zur Entziehung der 
Genehmigung gehen. Ist die Verkehrssicherheit gefährdet, so 
kann die Vertragspartei, die dies feststellt, den Verkauf und 
den Gebrauch der betreffenden Ausrüstungsgegenstände und 
Teile auf ihrem Gebiet untersagen.

Artikel 5
1. Die zuständigen Behörden jeder Vertragspartei, die eine 

Vorschrift anwendet, senden den zuständigen Behör­
den der anderen Vertragsparteien, die dieselbe Vorschrift 
anwenden, für jeden danach genehmigten Typ von Ausrü­
stungsgegenständen und Teilen ein entsprechend den Vor­
schriften ausgefertigtes Formblatt. Außerdem ist ein ähn­
liches Formblatt bei jeder Verweigerung einer Genehmi­
gung zu übersenden.

2. Die zuständigen Behörden jeder Vertragspartei, die eine 
Vorschrift anwendet, geben den zuständigen Behörden der 
anderen Parteien, die dieselbe Vorschrift anwenden, jede 
Auskunft über die Entziehung einer Genehmigung.

Artikel 6
1. Die Mitgliedstaaten der Wirtschaftskommission für Europa 

und die Staaten, die nach Absatz 8 der Statuten dieser 
Kommission in beratender Eigenschaft zur Kommission zu­
gelassen sind, können Vertragsparteien dieses Abkommens 
werden
a) durch Unterzeichnung,
b) durch Ratifikation, nachdem sie es unter dem Vorbe­

halt der Ratifikation unterzeichnet haben,
c) durch Beitritt.

2. Die Staaten, die nach Absatz 11 der Statuten der Wirt­
schaftskommission für Europa berechtigt sind, an gewissen 
Arbeiten der Kommission teilzunehmen, können nach In­
krafttreten des Abkommens durch Beitritt Vertragsparteien
werden.c

3. Das Abkommen liegt bis einschließlich 30. Juni 1958 zur 
Unterzeichnung auf. Nach diesem Tag steht es zum Beitritt 
offen.

4. Die Ratifikation oder der Beitritt erfolgt durch Hinterle­
gung einer Urkunde beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen.

Artikel 7
1. Dieses Abkommen tritt am sechzigsten Tag in Kraft, nach­

dem zwei der im Artikel 6 Absatz 1 erwähnten Staaten es


